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Entgelte 

§ 26. (1) Bei einem Zahlungskonto mit grundlegenden Funktionen darf das Entgelt, das mit dem 
Verbraucher für die in § 25 Abs. 1 genannten Dienste vereinbart wird, pro Jahr 80 Euro nicht 
überschreiten. 

(2) Um sozial oder wirtschaftlich besonders schutzbedürftigen Verbrauchern den Zugang zu einem 
Zahlungskonto mit grundlegenden Funktionen zu erleichtern, hat der Bundesminister für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz nach Anhörung der Bundesarbeitskammer und der Wirtschaftskammer 
Österreich durch Verordnung Gruppen von Verbrauchern festzulegen, bei denen die nach Abs. 1 
maßgebliche Entgeltobergrenze für die Dauer ihrer besonderen Schutzbedürftigkeit 40 statt 80 Euro 
beträgt. 

(3) Die in Abs. 1 und 2 angeführten Beträge ändern sich erstmals mit 1. Jänner 2019 und dann im 
Abstand von zwei Jahren in dem Ausmaß, in dem sich die von der Bundesanstalt Statistik Österreich für 
den Monat August des vorangegangenen Kalenderjahres verlautbarte Indexzahl des 
Verbraucherpreisindex 2015 oder des an seine Stelle tretenden Index gegenüber der für August 2016 
verlautbarten Indexzahl geändert hat. Die neuen Beträge sind kaufmännisch auf ganze Cent zu runden 
und vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz im Bundesgesetzblatt 
kundzumachen. 

(4) Entgelte, die das Kreditinstitut vom Verbraucher aufgrund der Nichteinhaltung seiner 
Verpflichtungen aus dem Rahmenvertrag verlangt, müssen angemessen sein. Bei der Beurteilung der 
Angemessenheit sind insbesondere die durchschnittlichen Entgelte zu berücksichtigen, die von 
Kreditinstituten in Österreich in solchen Fällen verrechnet werden. 


